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Liebe Leserin, lieber Leser

Es ist mir eine Freude, ein halbes Jahr 
nach der Vereidigung im Kantonsrat 
zum ersten Mal diese Zeilen an Sie zu 

richten. Glauben Sie mir: Ich würde 
liebend gerne über ein anderes Thema 
schreiben als ein Virus, das uns allen 
bis vor Kurzem höchstens als Bier 
bekannt war. Jedoch bestimmt Corona 
aktuell nicht nur unser aller Privat- 
und Berufsleben, sondern gibt auch der 
kantonalen Politik den Takt vor.

Die Regierung steuert unseren Kanton 
nun seit einem Jahr durch die Krise. 

Schwierige Entscheidungen müssen 
getroffen und teils widersprüchliche 
Interessen abgewogen werden. In vielen 
Punkten hat die Regierung weitsichtig 
reagiert und faktenbasiertes Vorgehen 
über kurzsichtige Partikularinteressen 
gestellt.

Es reicht jedoch nicht, in der Krise 
sämtliche Entscheidungsgewalt an die 
Regierung zu delegieren. Nach wie vor 
fallen in der Pandemiebekämpfung 
gewisse Anliegen zwischen Stuhl und 
Bank. Deswegen muss der Kantonsrat 
weiterhin tagen und entscheiden, um 
diese Themen einzubringen und falls 
nötig korrigierend auf  die Regierung 
einzuwirken. An der letzten Session 
wurde etwa im Namen aller sechs Kan-
tonsratsfraktionen ein Vorstoss über-
wiesen, der beim Unterstützungspaket 
der Regierung für Corona-Härtefälle 
Korrekturen forderte. Diese Einstim-
migkeit unter den Parteien kann schon 
fast als historisch gewertet werden.

Gleichzeitig bestätigen sich bei Corona 
die üblichen politischen Gräben. Am 
deutlichsten zeigt sich dies bei den 
Härtefallhilfen für von der Pandemie 
getroffene Unternehmen. Unter dem 
Diktat der Sparideologie lehnte die 
bürgerliche Mehrheit bis Ende 2020 
sämtliche Anträge der SP und der 

Grünen auf  Erhöhung und Flexibili-
sierung der Mittel ab. Doch mit dem 
zweiten Lockdown und der sich dras-
tisch verschlechternden Situation hat 
sich die Zusammenarbeit zwischen den 
Fraktionen verstärkt. 

Erfreulicherweise fliessen seit rund 
einem Monat die ersten Härtefallgelder. 
Doch der Kanton muss zwingend nach-
legen: Die zunehmende Unruhe in der 
Bevölkerung ist auch auf  die knaus-
rige und vielfach verspätete Entschä-
digung für die Schliessung wichtiger 
Wirtschaftsbereiche zurückzuführen.

Im März wird der Kantonsrat ein 
weiteres Dekret zur Bewältigung der 
wirtschaftlichen Folgen der Pande-
mie diskutieren. Die SP begrüsst das 
neue Hilfspaket, wird sich jedoch 
für Korrekturen starkmachen. Aus 
Spargründen müssen behördlich nicht 
geschlossene, aber von der Pandemie 
stark getroffene Firmen für finan-
zielle Unterstützung aktuell einen 
Umsatzrückgang von mindestens 
40 % nachweisen. Andere Kantone 
sind hier KMU-freundlicher und 
grosszügiger. Nicht nur behördlich 
geschlossene Betriebe sollten für ihre 
Fixkosten entschädigt werden. Zudem 
ist problematisch, dass die Kurzar-
beitsentschädigung weiterhin in die 

Umsatzberechnung mit einfliesst: Wer 
den Arbeitnehmenden keine Kurzar-
beitsentschädigung mehr auszahlt, 
erzielt einen tieferen Umsatz und hat 
somit einen Anreiz zur Entlassung. So 
verfehlt die Härtefallhilfe ihr eigentli-
ches Ziel. Es braucht also einen Kün-
digungsschutz für Arbeitnehmende in 
unterstützten Unternehmen.

Auch die Existenzsicherung von Ge-
ringverdienenden in Kurzarbeit muss 
dringend aufs Tapet gebracht werden. 
Rund ein Drittel der Haushalte mit 
einem Einkommen unter 4000 Franken 
müssen gemäss ETH mit 20 % weniger 
Lohn auskommen. Hier muss die Kurz-
arbeitsentschädigung auf  100 Prozent 
angehoben werden – ansonsten droht 
das Abrutschen in die Sozialhilfe.

Für die SP ist klar: Zur Finanzierung 
dieser Massnahmen braucht es auch 
eine Neuausrichtung der Finanzpo-
litik. Der Kanton Luzern hat kein 
Ausgaben-, sondern ein Einnahmen-
problem. Seitdem 2012 die Unterneh-
menssteuern auf  den landesweit tiefs-
ten Wert gesenkt wurden, fliessen die 
Steuereinnahmen nicht wie gewünscht 
in die Kantonskasse. Schulden der öf-
fentlichen Hand sind in einer globalen 
Jahrhundertrezession nicht schlecht, 
sondern schlicht notwendig. Es ist 

ökonomischer Konsens, dass der Staat 
gerade in Krisenzeiten antizyklisch 
Geld investieren soll. Doch während 
weltweit staatliche Konjunkturpakete 
zur Wirtschaftsankurblung geschnürt 
werden, verharrt die Schweiz, die sich 
zusätzliche Ausgaben erst recht leisten 
könnte, auf  der Schuldenbremse. Dabei 
würden wir beim Schuldenmachen 
sogar Geld verdienen – Negativzinsen 
sei Dank.

Die dringendste und wichtigste Aufga-
be des Kantons Luzern ist die Bewah-
rung der wirtschaftlichen Strukturen. 
Die meisten Unternehmen sind nicht 
in die Krise geraten, weil sie schlecht 
gewirtschaftet haben, sondern weil 
sie den Betrieb wegen Behördenan-
ordnungen nicht offenhalten können. 
Mit den finanzpolitischen Rezepten 
der Vergangenheit – Schuldenbremse 
und Tiefsteuerstrategie – gelingt dieser 
Strukturerhalt sowie die Gestaltung 
der Zukunft nicht.

Corona verstärkt die gesellschaftlichen 
Ungleichheiten dramatisch und hält 
uns die Wichtigkeit der Solidarität vor 
Augen. Eine Pandemie ist kein Ein-
zelsport, sondern gelingt nur als Team. 
Der Luzerner Kantonsrat ist mitver-
antwortlich, die ganze Bevölkerung 
heil über die Ziellinie zu bringen.

Pandemie ist 		
Teamkampf und 	
kein Einzelsport

Anja Meier
SP, Willisau
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Ja zum Freihandelsabkommen 
mit Indonesien
Am 7. März haben wir als Schweiz eine 
grosse Chance: Gemeinsam können 
wir die Zukunft unserer Handelsbe-
ziehungen mit einem global zentralen 
Handelspartner wie Indonesien neu 
ausgestalten und dabei eine bisher 
einzigartige Verbindung zwischen 
wirtschaftlichen Interessen und nach-
haltigem Handeln in einem rechtlich 
verbindlichen Rahmen vollziehen. 
Gegnerinnen und Gegner des Abkom-
mens versuchen verzweifelt, den Fo-
kus auf  das Palmöl zu richten. Dies 
ist zweifelsohne ihr politisches Recht, 
bedeutet aber nicht, dass man Inhalte 
des Abkommens ausblenden darf  und 
über Fakten, welche die eigene Argu-
mentation nicht stützen, nicht reden 
will. Darum übernehme ich das nun für 
die Gegner-Seite. Beim indonesischen 
Palmöl gibt es drei zentrale Konzessio-
nen im Abkommen: Erstens werden die 
Zölle des indonesischen Palmöls nicht 
abgeschafft, sondern für rund 20-40 % 
gesenkt. Zweitens gelten diese Zollra-
batte für eine klar beschränkte Menge, 
weshalb es zu keiner Import-Explosion 

von indonesischem Palmöl kommen 
wird, wie immer wieder behauptet. Und 
schon gar nicht von nicht nachhaltigem 
Palmöl, denn die dritte Konzession ge-
währt Zollrabatte nur auf  nachweislich 
nachhaltig produziertes Palmöl.

Als unabhängiger Kleinstaat mit 
einer grossen Exportindustrie muss 
die Schweiz weltweit Aussenhandel 
anstreben. Gerade für die KMU ist ein 
intaktes Netz von Freihandelsabkom-
men wichtig, um nicht von einzelnen 
Handelspartnern wie beispielsweise 
der EU abhängig zu sein. Sagen wir 
also gemeinsam Ja! Nutzen wir die ein-
malige Chance neben wirtschaftlichen 
Interessen auch gelebte Nachhaltigkeit 
in unseren wirtschaftlichen Beziehun-
gen zu verankern! Und schaffen wir 
zukunftsträchtige Perspektiven für 
unsere Wirtschaft, sodass wir auch 
künftig in einer Schweiz mit Wohlstand 
und Entwicklungsmöglichkeiten leben 
dürfen!

Pius Müller, 
Kantonsrat SVP, Schenkon

Dieses Verbot ist  
absolut unverhältnismässig
Auf  einem Teil der heute benutzten 
Wege auf  dem Wellberg, Grosswangen, 
soll in Zukunft ein «Begehungsverbot» 
gelten, dies war im Kantonsblatt publi-
ziert. Dieses gilt u. a. für Mountainbikes, 
Reiterinnen und Reiter, Hundehalter 
und sogar für Fussgänger. Ein solches 
Verbot ist absolut unverhältnismässig.

Die Region wird als Naherholungs-
gebiet von der Allgemeinheit sehr ge-
schätzt. Die Aussicht, die Hecken, die 
Natur: das alles ist einfach nur wunder-
bar. Es ist doch allen zu gönnen, daran 
teilzuhaben. Es ist unvorstellbar, wenn 
solche Verbote überall gelten würden 
und wir uns nur noch auf  bezeichneten 
Strassen und Wanderwegen bewegen 
dürften. Aus diesen Gründen werden 
wir uns mittels Einsprache gegen das 
Verbot wehren.

Ja, es gibt sie: die Hündeler, welche 
den Dreck nicht zusammennehmen, die 
Reiterinnen und Reiter, welche Land-
schaden anrichten, die Biker ohne An-
stand. Aber es ist und bleibt immer die 
Ausnahme. Wir sind fast täglich auf  
dem Wellberg unterwegs, ernsthafte 
Landschäden haben wir noch nie gese-
hen. 

Gerade in Zeiten von Corona sind 
ein Nebeneinander und gegenseiti-
ge Toleranz noch notwendiger. Wir 
freuen uns auf  jeden Fall über Gäste, 
welche unsere Region als Naherho-
lungsgebiet nutzen, wir haben das Pri-
vileg hier zu wohnen. Dafür sind wir 
dankbar.

Yvonne Hunkeler und Röbi Müller, 
Kleinaspet, Grosswangen

Sachpolitik statt 			
Schaumschlägerei
Die Pandemie fordert alle Menschen, 
auch alle Parteien auf, auf  ihre Weise 
mit den Herausforderungen, die Co-
vid-19 mit sich bringt, verhältnismässig  
fertig zu werden. Die politische Kultur 
der Schweiz, die Suche nach tragfähi-
gen Lösungen für alle, insbesondere 
auch für benachteiligte Gruppen, ist 
eine Stärke der Schweiz, die es zu nut-
zen gilt. Mit gutem Erfolg, so meine ich, 
hat unser Bundesrat seine nicht leichte 

Führungsaufgabe zum Wohle der Ge-
sundheit der ganzen Bevölkerung bis 
heute gut gemeistert. Die Forderung 
der politischen Rechten, die Bundesbe-
hörde in ihrer verantwortungsvollen 
Arbeit zu entmachten, ist eine unver-
ständliche Schaumschlägerei. Ich hof-
fe, dass die Sachpolitik im Parlament 
obsiegt.

Franz Wüest, Zell

Demokratie für alle
Die Demokratie ermöglicht, dass über 
alle Entscheide in der Schweiz breit 
diskutiert werden kann. Demokratie ist 
eine gelebte Diskussionskultur, die eine 
Akzeptanz von anderen Meinungen 
und auch von Mehrheitsmeinungen vo-
raussetzt. Exponenten der SVP bezeich-
nen einzelne Magistratspersonen als 
Diktatoren und unser bewährtes demo-
kratisches System als Diktatur. Interes-
sant ist, dass die gleichen Kreise immer 
die Demokratie anrufen, wenn es ihnen 

nützlich scheint. Entweder haben diese 
Kreise eine falsche Wahrnehmung oder 
sie verstehen Demokratie als Weltherr-
schaft einer Partei. In einer Diktatur 
wären die permanenten Angriffe auf  
die Institutionen schon längst unter-
bunden worden. Demokratie gilt in der 
Schweiz immer, in allen Lagen und für 
alle. Halten wir permanent Sorge dazu.

Rico De Bona, 
Parteisekretetär CVP Kanton Luzern

Cédric Wermuth 
als Gastredner
SP Die Delegierten der SP Kanton Lu-
zern trafen sich am vergangenen Sams-
tag in digitaler Form zum Parteitag. 
Durchschnittlich 150 Delegierte nah-
men teil.

Der Co-Präsident der SP Schweiz 
und Aargauer Nationalrat Cédric Wer-
muth war Hauptgast. Er beantwortete 
die Fragen der Delegierten betreffend 
Corona-Pandemie und zur Zukunft der 
Partei.

Weiter verabschiedeten die Dele-
gierten ein Papier mit dem Titel «Ab-
läufe und Bestimmungen zu den Wah-
len 2023». In diesem wurde festgelegt, 
wie die zeitliche Planung und die Nomi-
nationsprozesse für die kantonalen und 
nationalen Wahlen 2023 ablaufen.

David Roth (Luzern) wurde als Prä-
sident sowie Priska Lorenz (Luzern) 
und Sara Muff (Sursee) als Vizepräsi-
dentinnen bestätigt. Neu nehmen Yan-
nick Gauch (Luzern) und Mario Gsell 
(Mauensee) in die Geschäftsleitung 
Einsitz. Es wurden stille Wahlen durch-
geführt.� pd/WB

15 Prozent mit 
Antikörpern
COVID Eine Untersuchung zeigt: Mehr 
als jeder siebte Erwachsene hat im 
Kanton Luzern eine Covid-Erkrankung 
durchgemacht. Dies sei die erste solche 
Messung in der Luzerner Bevölkerung, 
teilte die Universität Luzern mit. Die 
Untersuchung ist eine Teilstudie des 
schweizweiten Projekts «Corona Immu-
nitas». Sie wurde vom Departement Ge-
sundheitswissenschaften und Medizin 
der Universität Luzern in Zusammen-
arbeit mit dem Luzerner Kantonsspital 
durchgeführt.

Das Forschungsteam testete zwi-
schen dem 25. Januar und dem 25. Fe-
bruar im Kanton Luzern 400 zufällig 
ausgewählte Personen ab zwanzig Jah-
ren. 309 der 400 Testresultate führen zur 
repräsentativen Schätzung, dass sich im 
Kanton Luzern 15 Prozent der erwach-
senen Bevölkerung mit dem Coronavi-
rus infizierten und Antikörper gegen 
Sars-Cov-2 entwickelten, heisst es wei-
ter. Dies sei etwa ein gleich hoher Anteil 
wie im Kanton Bern, wo zwischen De-
zember und Februar entnommene Blut-
proben untersucht wurden. Im Kanton 
Genf  zeigten Messungen im vergange-
nen November und Dezember, dass 22 
Prozent Antikörper entwickelten.� sdaAm 7. März ist Abstimmungssonntag.  Foto Keystone
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